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zur PM des Innenministeriums heute:

Änderungen der Gemeindeordnung bündeln

Eine Aktualisierung in der Legislaturperiode genügt
Stuttgart.   Vor häufigen, kurzatmigen Änderungen der Gemeindeordnung und des Kommunalwahlrechts warnte der Gemeindetag. „Wir sollten wieder zu der bewährten Regel zurückkommen: Eine Aktualisierung in der Legislaturperiode genügt,“ sagte Gemeindetags-Hauptgeschäftsführer Dr. Christian O. Steger.

Als Schritt zu mehr bürgerschaftlicher Mitwirkung wertete Steger die von der Landesregierung geplante Modernisierung der Regeln für Bürgerentscheide. Der Gesetzentwurf übernehme sehr weitgehend den Vorschlag des Gemeindetags. Die Regelung über die Bauleitplanung müsse aber noch klarer bestimmt werden. Es werde sonst, wie man in anderen Bundesländern sehe, häufig Streit und Prozesse geben.

Neuregelung der Hinderungsgründe nachbessern

Die am 1. Januar 2005 in Kraft getretene Neuregelung der Hinderungsgründe, also der Ausschluss von Beschäftigten der Kommunalaufsicht vom Amt des Gemeinderats, müsse nachgebessert werden. In der Eile habe man sich nicht die Zeit genommen, den Begriff der „Rechtsaufsichtsbehörde“ so zu konkretisieren, dass klar sei welche Beschäftigten des Landratsamts ihr Gemeinderatsmandat aufgeben müssten.

Auch die Befangenheitsregelung der Gemeindeordnung müsse aktualisiert und vereinfacht werden. Gemeinderäte müssten zweifelsfrei erkennen können, wann sie wegen persönlicher Betroffenheit nicht an Entscheidungen mitwirken dürften. Die bisher geltende Regelung sei zu kompliziert. Es gehe auch einfacher.

Klare Regeln für Spenden und Sponsoring

Regeln für den Umgang mit Spenden und Sponsoring müssten in der Gemeindeordnung verankert und durch Verfahrensregeln ergänzt werden. Die Landesregierung müsse – ähnlich wie an den Hochschulen – auch für kommunale Amtsträger Rechtssicherheit schaffen. „Gemeinderäte und Bürgermeister müssen wissen, an welche Regeln sie sich zu halten haben, wenn sie um Sponsoren werben oder wenn ihnen Spenden angeboten werden,“ sagte Steger. „Was als Spende oder Sponsoring politisch verlangt, gesellschaftlich gelobt und steuerlich gefördert wird, kann nicht gleichzeitig als Vorteilsnahme strafrechtlich verfolgt werden.“

Keine Einschränkung der Gemeindewirtschaft

Keinen Anlass gebe es dagegen für eine Einschränkung der wirtschaftlichen Betätigung der Gemeinden. Versorgungs- und Verkehrsbetriebe, Jugendmusikschulen, Altenpflegeheime und viele andere Einrichtungen gehörten untrennbar zur kommunalen Selbstverwaltung deutscher Prägung. Daran dürfe nicht gerüttelt werden, so Steger.
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